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Beschlussvorlage Stadt Lahr L

Amt: 61 Datum: 16.12.2015 [Az.: -0685 Da Drucksache Nr.: 330/2015

Dalm

Beratungsfolge Termin Beratung Kennung Abstimmung
Technischer Ausschuss 13.01.2016 | vorberatend | offentlich

Gemeinderat 25.01.2016 | beschlieRend | offentlich

Beteiligungsvermerke

Amt
Handzeichen

Eingangsvermerke

Oberbirgermeister | Erster Burgermeister | Bilrgermeister | Haupt- und Personalamt | Kdmmerei | Rechts- und
Abt. 10/101 Ordnungsamt

Betreff:
Bebauungsplan ALTENBERG, 1. Anderung
- Aufstellungsbeschluss
- Beratung des Entwurfs
- frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behdérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange

Beschlussvorschlag:

1. Fir den im beigefuigten Ubersichtsplan umgrenzten Bereich wird die Aufstellung
des Bebauungsplanes ALTENBERG, 1. Anderung gemaR § 2 Abs. 1 BauGB be-
schlossen.

2. Auf der Grundlage des Stadtebaulichen Entwurfs vom 16.12.2015 wird gemaf
8 3 Abs. 1 und 8 4 Abs. 1 BauGB die Beteiligung der Offentlichkeit sowie der
Behorden und sonstiger Trager durchgefihrt.

3. Der Flachennutzungsplan soll punktuell im Parallelverfahren geandert werden.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, einen Stadtebaulichen Vertrag zur Kostenuber-
nahme mit dem Vorhabentrager abzuschliel3en.

Anlage(n):
- Geltungsbereich 16.12.2015

- Stadtebauliches Entwicklungskonzept 16.12.2015

- Gelandeschnitte S-01, S-02/1, S-02/2, S-03, 5-05 (16.12.2015)
- Scopingpapier 16.12.2015

- Vorabzug Bebauungsplan - Nutzungsplan

BERATUNGSERGEBNIS |Sitzungstag: Bearbeitungsvermerk
O Einstimmig L[ It. Beschlussvorschlag [ abweichender Beschluss (s. Anlage) Datum Handzeichen

O mit Stimmenmehrheit Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthalt.
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Begrindung:
1 ALLGEMEINES

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung

Das ca. 6,9 ha groRe Areal rund um das Reichswaisenhaus in Lahr soll stadtebaulich neu
geordnet und als Bauland entwickelt werden. Damit soll der hohen Nachfrage nach attrakti-
ven Wohnungen entsprochen werden. Gleichzeitig soll der historische Standort mit denkmal-
geschutzter und Uberwiegend leerstehender Bausubstanz neuen Nutzungen zugefihrt wer-
den.

Mit dem Ziel, auf einer Teilflache von rund 4 ha hochwertigen Wohnungsbau zu realisieren,
wurde bereits ein stadtebauliches Konzept erarbeitet, das die Anforderung an diese Nutzung
als auch den anspruchsvollen und sowohl innenstadt- als auch naturnahen Standort am
Sudhang in hohem Mal3e bertcksichtigt. Auf dieser Grundlage konnten die Kaufverhandlun-
gen durch die BHB Bauwert Holding GmbH mit dem Tréagerverein Erstes Deutsches Reichs-
waisenhaus e. V. als derzeitigen Eigentimer bereits erfolgreich abgeschlossen werden. Der
weiter entwickelte stadtebauliche Entwurf soll als Grundlage fiir den Bebauungsplan dienen.

Durch die Bebauungsplanaufstellung soll eine geordnete stadtebauliche Entwicklung gesi-
chert und eine planungsrechtliche Grundlage fir die Realisierung hergestellt werden. Die 1.
Anderung des Bebauungsplans wird den bestehenden Bebauungsplan ALTENBERG in wei-
ten Teilen Uberdecken und diesen dort ersetzen.

1.2 Lage des Plangebiets / Geltungsbereich

Das Reichswaisenhausareal liegt an einem Sudhang ca. 1000 m 6stlich der Innenstadt von
Lahr in der Nachbarschaft zum Kreiskrankenhaus.

Der Geltungsbereich umfasst mehrere Flurstiicke, wobei das Flurstiick 6014/1, das eigentli-
che Reichswaisenhausareal, den grof3ten Flachenanteil bildet. Weitere Flurstiicke betreffen
vor allem die bestehenden ErschlieRungsstraBen im Suden (FIstk. Nr. 6024, Nr. 6025, Nr.
6028) sowie die miteinbezogenen Nachbargrundstiicke des Areals im Westen (Flstk. Nr.
5838, Nr. 5841, Nr. 5842, Nr. 5843, Nr. 5848). Ein ausparzelliertes kleineres Flurstiick am
nordlichen Rand des Geltungsbereiches mit der Flursticksnummer 6014/27 wird ebenfalls in
die Planung miteinbezogen.

Der Geltungsbereich wird im Siden und Westen durch vorhandene Wohnbebauung be-
grenzt. Im Norden und Osten schlie3en sich Gberwiegend Waldflachen an. Die genauen Ab-
grenzungen des rdumlichen Geltungsbereiches kdnnen der Planzeichnung entnommen wer-
den.

1.3 Bestandssituation

Durch die Hanglage ist das Gelande stark nach Siden geneigt und durch die Bestandsge-
baude, Terrassen und Hangkanten schon heute stark vorstrukturiert.

Die bestehenden Gebéaude stehen tberwiegend leer und sollen aufgrund des schlechten Zu-
stands abgebrochen werden. Lediglich die beiden denkmalgeschiitzten Gebaude sollen er-
halten bleiben. Das Thaeder-Haus und das ehemalige Reichswaisenhaus sollen weiterhin
das Ortsbild pragen und den Standort weiterhin charakterisieren.

Die Bestandsbaume im offenen Geldnde werden nicht als erhaltenswert eingestuft und kdn-
nen entfernt bzw. durch Neupflanzungen ersetzt werden.

In der Tallage im Stden verlauft die Bundesstral3e B415, die aufgrund des Verkehrslarms im
Plangebiet berlcksichtigt werden muss.
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1.4 Bebauungsplanverfahren

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umweltbericht und
Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung. Zur Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung findet im Rahmen der frihzeitigen Birger- und Behordenbeteiligung ein Sco-
ping statt, zudem bereits ein Vorentwurf des Umweltberichts vorgelegt wird.

1.5 Regionalplan / Flachennutzungsplan
Regionalplanerische Vorgaben sind durch die Planung nicht betroffen.

Im wirksamen Flachennutzungsplan der Stadt Lahr ist die betreffende Flache mit unter-
schiedlichen Darstellungen gekennzeichnet. Wahrend der nordwestliche auch heute schon
baulich genutzte Bereich als bestehende Sonderbauflache dargestellt ist, sind die Flachen im
sudlichen Teilbereich als Flachen fir Géartnereien und die Flachen im nordéstlichen Abschnitt
als Flachen fur die Forstwirtschaft dargestellt. Der Bebauungsplan kann somit nicht aus den
Darstellungen des Flachennutzungsplans entwickelt werden. Um den Bebauungsplan aus
dem Flachennutzungsplan entwickeln zu kénnen, soll dieser im Parallelverfahren geédndert
werden.

Fir die Flache besteht ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan. Der Bebauungsplan ALTEN-
BERG, der 1967 als Satzung beschlossen wurde, reicht jedoch tber den nun beschlossenen
Geltungsbereich der 1. Anderung hinaus.

2 KONZEPTION DER PLANUNG

2.1 Stadtebau

Um eine qualitatsvolle stadtebauliche Entwicklung zu erreichen, wurde im Vorfeld des Be-
bauungsplanverfahrens in intensiver Zusammenarbeit zwischen der Stadt, dem Eigentimer
und den beauftragten Fachbiros ein stadtebauliches Konzept erarbeitet. Dabei wurden die
komplexen Randbedingungen wie Hanglage, Artenschutz, Waldabstand, Denkmalschutz so-
wie das sensible Orts- und Landschaftsbild berticksichtigt.

Das Gebiet soll als hochwertiger Wohnstandort entwickelt werden. Andere wohnvertragliche
Nutzungen sollen lediglich im Thaeder-Haus untergebracht werden. Aufgrund des Denkmal-
schutzes und des bestehenden Gebaudegrundrisses bietet es sich an, an diesem Standort
die Moglichkeit einzurdumen, Dienstleistungsunternehmen (z.B. Anwaltskanzlei, Berater) un-
terzubringen. Aktuell wird zudem gepruft, ob es einen geeigneten Standort fur einen Kinder-
garten gibt, um der zunehmenden Nachfrage nach Betreuungsangeboten nachzukommen.
Die Initiative der ,Strolche® hat ihr Interesse formuliert, weiterhin dort oben verortet zu blei-
ben. Es ist angedacht, die Einrichtung auf drei Gruppen zu vergrof3ern.

Das Plangebiet wird im Wesentlichen durch zwei ,Ebenen” gegliedert, auf denen jeweils
Nachbarschaften mit eigener Identitat entstehen sollen. Die obere ,Ebene“ mit den histori-
schen Gebauden bietet als ,Stadtbalkon gute Ausblicke und hochwertige Wohnlagen. Um
die Fernwirkung und den Ausblick aus den Gebduden zu erhalten, bleiben die historischen
Gebaude im Sinne des Denkmalschutzes freigestellt. Im Bereich der unteren Etage im Siden
soll ein Anteil an freistehenden Einfamilienhduser und Doppelhaushélften entstehen,
wodurch einer anhaltenden Nachfrage nach diesen Wohnformen Rechnung getragen und ein
harmonischer Ubergang zur Nachbarschaft an der BirklinstraRe hergestellt werden soll.

Der Freiraumqualitat wird fir den topographisch anspruchsvollen Standort grof3e Bedeutung
beigemessen. Der vorhandene FuRweg und der Spielplatz auf der Hangterrasse werden in
die Neuordnung integriert, weitere Fu3wege sind vorgesehen und sollen eine Durchlassigkeit
gewabhrleisten.

Die Wohngebaude sollen mit dem historischen Bestand gut harmonieren und den attraktiven
Standort durch eine zeitgemal3e und qualitéatsvolle Architektur wirdigen. Im Sinne der Nach-
haltigkeit werden hohe Anspriche an die Gebaudefunktionalitat, Nutzungsflexibilitat, Materia-
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litat und Wohnqualitat gestellt. Ziel ist es, ein homogenes Gesamterscheinungsbild der Neu-
bebauung unter Beachtung der zwei denkmalgeschitzten Bestandsgeb&ude zu erreichen.
Um dieses Ziel in der Umsetzung und Anwendung des Bebauungsplanes zu erreichen, wer-
den im Vorlauf der Planung verschiedene Architekturbiros beauftragt Losungsvorschlage zu
erarbeiten. Dies betrifft neben der &ulReren Erscheinung auch die Wohnungsgrundrisse. Das
stadtebauliche Konzept stellt sicher, dass Wohnraum fir unterschiedliche Nachfragegruppen
entstehen kann, welcher fur die Stadtentwicklung von Lahr einen positiven Impuls geben soll.

Die Hanglage stellt hohe Anforderungen an die Planung, bietet gleichzeitig aber auch gute
Mdoglichkeiten, stadtebauliche Fragestellungen (Stellplatze, Abgrenzung zum offentlichen
Raum, HoOhenspringe) architektonisch zu l6sen. Nach Suden werden Bauhohen und —
volumen abgestuft, um eine Integration des Wohngebietes in die umliegende Bebauung si-
cherzustellen. Die Dachbegriinung soll sicherstellen, dass sich die Gebaude gut in die Land-
schaft einfligen und in der Aufsicht positiv darstellen.

In einem Gestaltungshandbuch sollen die Gestaltungsprinzipien fixiert und Gber Kaufvertrag
verbindlich geregelt werden. Dieses Instrument soll den Bebauungsplan mit drtlichen Bau-
vorschriften sinnvoll erganzen.

2.2 Waldumwandlung

Innerhalb des Plangebiets soll der Wald zugunsten der Bebauung auf einzelnen Teilflachen
zurickgenommen werden. Als forstrechtlicher Ersatz fur die Waldumwandlung sind entspre-
chende Aufforstungen zu leisten. Hierzu ist ein forstrechtliches Verfahren einzuleiten. Der
Satzungsbeschluss setzt das Vorliegen einer Waldumwandlungserklarung voraus.

Der im Norden angrenzende stadtische Wald wird durch die Planung nicht berthrt, da der er-
forderliche Waldabstand von 30 m gemaf3 8 4 Abs. 3 Landesbauordnung eingehalten werden
kann.

2.3 ErschlieBungskonzept
2.3.1AuRere ErschlieBung

Die VerkehrserschlieBung des Baugebiets knupft im Westen an die AltvaterstralRe und im
Suden an die BirklinstraBe an. Der Forstweg im Osten wird fur die VerkehrserschlieRung
nicht herangezogen, da dieser als Waldwirtschaftsweg zuklnftig der Naherholung und als
Notzufahrt dienen soll.

Auf Grundlage der planerisch definierten Anzahl neuer Wohneinheiten (ca. 200 WE) fir das
Neubaugebiet wurde das zusatzlich entstehende Verkehrsaufkommen flir bis zu ca. 450
Einwohner infolge der Neubebauung grob abgeschéatzt. Es werden kiinftig ca. 700 bis 800
zusatzliche Fahrbewegungen entstehen (Summe aus Quell- und Zielverkehr)

Die daraus resultierenden Gesamtverkehrsbelastungen werden zum derzeitigen Bearbei-
tungsstand in allen umliegenden ErschlieBungsstralen (wie auch im Neubaugebiet selbst)
weiterhin unterhalb der empfohlenen Einsatzbereiche fur vergleichbare ErschlieBungsstral3en
nach RASt 06 liegen. Unter Berlcksichtigung der Stral3enbreite, Geschwindigkeit im Kfz-
Verkehr, Sicherungsform fur Fu3génger, Fihrung der Radfahrer und Abwicklung des ruhen-
den Verkehrs liegt die Einsatzgrenze zwischen 4.000 und 6.000 Kfz/24h. In den umliegenden
Stral3en sind auch mit Realisierung der Neubebauung deutlich geringere Verkehrsmengen zu
erwarten, so dass auch weiterhin eine umfeldvertragliche Belastung vorliegt. Ob bzw. inwie-
weit im Bestandsnetz baulich (z.B. Ausbau Gehweg/Stral3e, etc.) oder betrieblich (z.B. Fest-
legung von Geschwindigkeitsbeschrankungen, Halteverbote, etc.) auf die neue Situation mit
Neubaugebiet reagiert werden muss, ist im weiteren Planungsprozess noch detailliert zu be-
stimmen.
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2.3.2Innere Erschliel3ung

Der Verkehr im Plangebiet soll auf ein Minimum an Ziel- und Quellverkehr begrenzt werden.
Zur Vermeidung von Uberlastungen auf der BurklinstraBe werden unterschiedliche Erschlie-
Rungsabschnitte gebildet, die sich wiederum durch die Gliederung des Gebietes in zwei Ebe-
nen ergeben. Die untere Ebene wird durch eine Stichstral3e mit ausreichend dimensionierter
Wendeanlage erschlossen. Die Randlagen werden durch private ErschlieBungsflachen an-
gebunden, die aber durch Wegerecht 6ffentlich zuganglich bleiben. Die obere Ebene (Stadt-
balkon) bietet offene Besucherstellplatze auf einem Platz, deren Umfahrung ein einfaches
Wenden auch fur das Mullfahrzeug ermdéglicht. Nordlich der obersten Gebaudereihe sind zur
ErschlieBung der Gebdudeeingdnge zusatzliche Wegeflachen vorgesehen. Wendeflachen
sind hier nicht erforderlich, da die Hauptzufahrt und die Millentsorgung Uber die Tiefgara-
genebene erfolgt.

Die Wendemdglichkeiten am Ende der Stichstral3en als auch die Umfahrungsmaéglichkeiten
sind fur dreiachsige Millfahrzeuge zu dimensionieren.

Durch eine fu3laufige Vernetzung soll im Quartier ein hohes Mal3 an Durchlassigkeit entste-
hen und die Anbindung an die Stadt sowie an den Wald und das Naherholungsgebiet (Altva-
ter) sichergestellt werden. Durch ein ausgebautes FulRwegenetz wird die Erreichbarkeit der
Naherholungsziele auch fur die sudlich gelegenen Wohngebiete verbessert.

Der ruhende Verkehr soll méglichst wenig in Erscheinung treten. Ein grof3er Anteil der Stell-
platze soll deshalb in Sockelgaragen untergebracht werden. Hierzu sind hangseitige Sockel-
garagen vorgesehen. Zudem sollen offene Besucherstellplatze in angemessenem Umfang
und in gunstiger Zuordnung bereitgestellt werden.

Als Stellplatzschlussel sollen 1,5 Stellplatze pro Wohneinheit im Bebauungsplan festgesetzt
werden.

2.4 Ver-und Entsorgungskonzept
2.4.1Entwasserung

Es ist eine getrennte Ableitung von Schmutz- und Regenwasser gemalf gesetzlichen Anfor-
derungen geplant, auch wenn in der Umgebung eine Mischwasserkanalisation vorliegt. Eine
grundsétzlich zu bevorzugende Versickerung des Regenwassers ist aufgrund der Hanglagen
und des felsigen Untergrundes zum Schutz der Unterlieger nicht mdglich.

Aufgrund der fehlenden Abflussleistung der umgebenden Kanalisation fir die zusatzlichen
Niederschlagsabflisse aus dem Plangebiet soll das Regenwasser nach Mdglichkeit Uber ei-
ne eigene Rohrleitung direkt zur Schutter abgeleitet werden. Der Bedarf einer Regenwasser-
behandlung ist aufgrund der gering zu erwartenden Verschmutzung und Verkehrsbelastung
bei einem leistungsfahigen Gewasser als Vorfluter wie der Schutter nicht zu erwarten. Alter-
nativ kann ebenso Uber eine Ruckhaltung des Regenwassers im Gebiet nachgedacht wer-
den, bei der die Einleitung in die Kanale gedrosselt und erst nach dem Regenereignis vorge-
nommen wird, wodurch eine Uberlastung der Vorflut Kanale ausgeschlossen werden kann.
Ziel muss es dennoch sein, dass abflieiende Regenwasser einer Regenwasservorflut, sei es
ein Kanal oder Gewasser, zuzuleiten.

Die Niederschlagsentwasserung der Flachen im Projektgebiet erfolgt per Freispiegelkanalisa-
tion parallel zur unten beschriebenen Schmutzwasserableitung. Soweit Flachen fir Mulden
oder Rinnen zur Verfigung stehen, kann die Ableitung des StralRenoberflachenwassers teil-
weise auch oberflachennah erfolgen.

Die Schmutzwasserableitung erfolgt in einer Freispiegelkanalisation. Jedes Gebaude wird
Uber eine eigene Hausanschlussleitung mit dem Kanal verbunden. Hebeanlagen in den Ge-
bauden sind aufgrund der geplanten Kellertiefen und deren Nutzung, auf Erforderlichkeit im
Einzelfall im Rahmen des Entwasserungsgesuches zu uberprifen. Im Gegensatz zum Re-
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genwasser besteht beim Schmutzwasser hier eine ausreichende Abflusskapazitat fur den zu-
satzlichen Abfluss aus dem Projektgebiet. Der Kanal in der Altvaterstral3e ist auch im Tro-
ckenwetterfall Uberlastet, daher kann an dieses System nur mittels vorgeschaltetem Kanal-
stauraum angeschlossen werden.

Uber die stadtische Kanalisation gelangt das Schmutzwasser fiir die Reinigung zur Ver-
bandsklaranlage im westlichen Industriegebiet, die vom Zweckverband Abwasserverband
Raumschaft Lahr betrieben wird.

Fir die Entwasserungsanlagen ist ein wasserrechtliches Genehmigungsverfahren erforder-
lich.

2.4.2Wasserversorgung

In der Altvaterstral3e wurde bereits vom Netzbetreiber bnNETZE eine neue Rohrleitung (PE)
verlegt, die sich fur die Versorgung des Neubaugebietes eignet. Daher wird dort ein An-
schluss erfolgen. Eine weitere Anschlussmadglichkeit besteht in der BurklinstralRe.

2.5 Larmschutz

Durch das Buro Fichtner Water & Transportation wird eine schalltechnische Untersuchung
durchgefuhrt. Grundsétzlich sollen alle fur das Plangebiet maRgeblichen Schallein- und -
auswirkungen untersucht werden. Insbesondere missen mogliche Larmbelastungen der
schutzwirdigen Wohnlagen durch den Verkehrslarm der Bundesstra3e B415 bericksichtigt
werden. Die schalltechnische Untersuchung soll zur Offenlage vorgelegt werden.

2.6 Umweltprufung/Umweltbericht

Umweltschitzende Belange sind in die Abwagung mit einzubeziehen. Fur die Belange, die in
8§ la Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch ausfihrlich definiert werden, ist eine Umweltpriifung nach §
2 Abs. 4 BauGB durchzufuihren. In der Umweltprifung werden die voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht, der durch das Buiro Faktor-
grun aus Freiburg erarbeitet wird, beschrieben und bewertet. Der Umweltbericht ist entspre-
chend § 2 a BauGB als gesonderter Teil der Begriindung dem Bebauungsplan beizufligen.

Nach § 2 Abs. 4 BauGB legt die Gemeinde dazu fir jeden Bauleitplan fest, in welchem Um-
fang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange fur die Abwégung erforderlich ist.
Hierfir wurde vom Buro Faktorgrin ein sogenanntes ,Scoping-Papier” erarbeitet, mit dem die
Offentlichkeit und Behorden im Rahmen des friihzeitigen Beteiligungsverfahrens aufgefordert
werden, Stellung zu nehmen.

So wurde bereits in einer friihen Phase der artenschutzrechtlichen Priufungen das Vorhan-
densein von Schlingnattern erkannt und ein Ausgleichskonzept zur Umsiedlung der ge-
schitzten Arten erstellt. Aus artenschutzrechtlichen Grinden soll schon vor der Baumal3-
nahme ein Ersatzhabitat im Studosten des Grundstiicks (Dreiecksflache) eingerichtet werden.
Die Flache bietet zudem das Potenzial fur naturschutzrechtliche Aufwertungsmafinahmen.

Der vollstdndige Entwurf des Umweltberichts mit integriertem Grinordnungsplan zum Be-
bauungsplan wird dann zum Verfahrensschritt der Offenlage erstellt. Die Umweltprifung be-
zieht sich auf das, was nach gegenwartigem Wissensstand und allgemein anerkannten
Prifmethoden, sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans in angemessener
Weise verlangt werden kann.

Die sich aus der Grinordnungsplanung und der Abwagung umweltschiitzender Belange er-
gebenden planungsrechtlichen Festsetzungen und 6rtlichen Bauvorschriften, werden voll-
standig in den Festsetzungs- bzw. Hinweiskatalog des Bebauungsplans integriert.
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Stadtebaulicher Vertrag

Ein Stadtebaulicher Vertrag gemali § 11 BauGB (Erschliel3ungsvertrag, Folgekostenvertrag)
zwischen dem Bauvorhabentrager und der Stadt ist in Vorbereitung. Hier sollen die anfallen-
den Kosten fur notwendige Gutachten, Leistungen, 6ffentliche Bekanntmachungen, Modell-
bau, Vermessung usw. geregelt werden. Auch ein Gestaltungshandbuch, das von Architek-
ten und Freiraumplanern entwickelt wird, soll verbindlich festgelegt und im Stadtebaulichen
Vertrag verankert werden.

Weiteres Vorgehen

Am 17. Februar 2016 soll eine 6ffentliche Birgerinformationsveranstaltung durchgefihrt wer-
den.

Die Verwaltung empfiehlt, die Aufstellung des Bebauungsplans ALTENBERG, 1. Anderung
zu beschlie3en und die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden und
sonstigen Tragern offentlicher Belange durchzuftihren.

Tilman Petters Sabine Fink

Hinweis:

Die Mitglieder des Gremiums werden gebeten, die Frage der Befangenheit selbst zu priifen und dem Vorsitzenden das Ergebnis mitzutei-
len. Ein befangenes Mitglied hat in der &ffentlichen Sitzung den Verhandlungstisch, in der nichtéffentlichen Sitzung den Beratungsraum zu
verlassen. Einzelheiten sind dem § 18 Abs. 1 — 5 Gemeindeordnung zu entnehmen.



	1 Allgemeines
	1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung
	1.2 Lage des Plangebiets / Geltungsbereich
	1.3 Bestandssituation
	1.4 Bebauungsplanverfahren

	2 KONZEPTION DER PLANUNG
	2.1 Städtebau
	2.2 Waldumwandlung
	2.3 Erschließungskonzept
	2.3.1 Äußere Erschließung
	2.3.2 Innere Erschließung

	2.4 Ver- und Entsorgungskonzept
	2.4.1 Entwässerung
	2.4.2 Wasserversorgung

	2.5 Lärmschutz
	2.6 Umweltprüfung/Umweltbericht




